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Änderungsantrag zu WP-01-K3

Von Zeile 1018 bis 1021 einfügen:
Holocaust auf sich geladen hat. Das Existenzrecht Israels ist für uns unverhandelbar, genauso

wie das Existenzrecht Palästinas. Wir stehen ein für die Sicherheit von Jüdinnen und Juden und

das Selbstbestimmungsrecht der Palästinenser*innen. Die anhaltende Berohung des Staates

Israels und seiner Souveränität in seiner Nachbarschaft und den Terror gegen seine Bevölkerung

verurteilen wir. Sowohl die Eskalation von Gewalt als auch völkerrechtswidrige Maßnahmen wie

die Annexion von besetzten Geieten oder den fortschreitenden Siedlungsbau kritisieren wir, da

sie dem Ziel einer friedlichen und politischen Lösung des Konflikts und der Beendigung der

Besatzung entgegenstehen. Dauerhafte Sicherheit für Israelis und Palästinenser*innen ist nur

durch einen politischen Prozess und 

Von Zeile 1024 bis 1030:
Verantwortung, für das humanitäre Völkerrecht einzutreten, um menschliches Leid zu

verhindern und Warnsignale ernst zu nehmen. Deswegen habenwerden wir uns soweiterhin

intensiv dafür eingesetzteinsetzen, dass die von der Hamas festgehaltenen Geiseln befreit

werden, die Zivilbevölkerung geschützt wird, die humanitäre Hilfe die Menschen erreicht und es

zu einem Waffenstillstand kommt. Das LeidWir unterstützen daher die Bestrebungen des

Internationalen Strafgerichtshofs, die Verantwortlichen für Menschenrechtsverbrechen auf allen

Seiten zur Rechenschaft zu ziehen. Ein Menschenrechtsverbrechen darf niemals als

Rechtfertigung für ein weiteres dienen. So sind sowohl der grausame Terror der Hamas, als auch

die Verstöße der israelischen Armee gegen das Völkerrecht in Gaza ist unerträglich,

Westjordanland oder im Libanon nicht zu legitimieren. Jedes Menschenleben ist gleich viel wert.

Menschlichkeit ist unteilbar.

Begründung

*** ES HANDELT SICH UM EINE AKTUALISIERTE VERSION DES ANTRAGES
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***BITTE UNTERSTÜTZT DIESEN DA ER NOCH EINIGE VERBESSERUNGEN ENTHÄLT UND

HOFFENTLICH MEHR CHANCEN AUF ZUSTIMMUNG HAT***

Die Situation im Nahen Osten hat sich in den letzten Jahren dramatisch verschlechtert, und

besonders die Ereignisse des 7. Oktobers 2023 haben eine neue Dimension des Konflikts zwischen

Israel und der Hamas hervorgebracht. Dieser Angriff hat nicht nur zu schrecklichen Verlusten auf

israelischer Seite geführt, sondern auch die Handlungen der israelischen Armee in Gaza,

Westjordanland, sowie später im Libanon und Syrien ausgelöst. Die israelische und palestinensische

Zivilbevölkerung leidet enorm, da der militärische Konflikt zu tausenden von zivilen Toten und

Millionen von Vertriebenen geführt hat sowie auf beiden Seiten der Verdacht von Menschenrechts-

und Kriegsverbrechen besteht. Ein Menschenrechtsverbrechen darf niemals als Rechtfertigung für

ein weiteres dienen. Darüber hinaus beobachten wir eine besorgniserregende Verschärfung der

illegalen Siedlungspolitik durch die israelische Regierung, insbesondere seit Beginn der israelischen
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Militäraktion in Gaza. Der fortgesetzte Ausbau von Siedlungen im Westjordanland und nun auch auf

syrischem Boden widerspricht dem Völkerrecht. Diese Siedlungen stellen eine direkte Bedrohung für

die Sicherheit und die Existenz der Palästinenser*innen dar und verschärfen die Aussicht auf eine

friedliche Zwei-Staaten-Lösung.

In diesem Zusammenhang ist es von entscheidender Bedeutung, dass Deutschland als Mitglied der

internationalen Gemeinschaft eine klare Haltung zur Menschenrechtssituation in der Region bezieht

und sich dafür einsetzt, dass die Verantwortlichen für Völkerrechtsverbrechen auf beiden Seiten zur

Rechenschaft gezogen werden. Der Internationale Strafgerichtshof (IStGH) leistet hier wertvolle

Arbeit, und es ist wichtig, diese Bemühungen zu unterstützen.

Unsere Version strukturiert sich wie folgt. Im ersten Teil haben wir eine Passage des BTWprogramms

von 2021 wieder aufgenommen, da es für uns inakzeptabel ist, dass die Sprache in unserem

Programm in Klarheit abgeschwächt wird, während die Situation mehr denn je Klarheit und das

Hochhalten von Menschenrechten bedarf. Im Mittelteil leiten wir ein Bekenntnis zum Internationalen

Strafgerichtshof als Verfechter für Menschenrechte ein. Wir schließen mit dem zentralen

Bekenntnis, dass ein Menschenrechtsverbrechen niemals als Rechtfertigung für weitere dienen darf.

Dies ist das Kernelement unserer Position.

Mit unserem Antrag möchten wir als Grüne eine klare Haltung zu den aktuellen Entwicklungen im

Nahen Osten einnehmen. Eine sehr schwierige Aufgabe. Wir setzen uns für eine Politik ein, die

Menschenrechte und internationales Recht achtet, und wir fordern die Bundesregierung auf, sich

aktiv für einen Waffenstillstand und eine friedliche politische Lösung des Konflikts einzusetzen. In

den aktuellen Zeiten, in denen geglaubte Gewissheiten, wie das Bekenntnis zu Völkerrecht

angezweifelt werden, müssen wir als Grüne, darauf hinwirken, dass die deutsche Bundesregierung

unmissverständlich zum Völkerrecht und Menschenrechtsschutz steht - im Inland, als auch in der

Außenpolitik - gerade als historische Verantwortung.

Quellen & Referenzen zur Unterstützung unseres Antrags:

Interview mit Mitglieder der IDF zum Ziel der systematischen Landnahme und Vertreibung in Gaza

(20.12.2024)

https://www.spiegel.de/ausland/israel-und-die-siedlungsplaene-im-gazastreifen-in-einem-jahr-

leben-wir-in-gaza-a-979a3135-d4bd-402a-ac37-8847e336f73a

Hintergrund von des rechtswissenschaftlichen Portals Legal Tribune Online bzgl des Haftbefehls

gegen Netanjahu (25.11.2024)

https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/reaktion-auf-haftbefehle-netanjahu-gallant-deif-

staaten-muessen-sich-zum-voelkerstrafrecht-bekennen

Ausführliches Q&A zur Lage des Völkerrechts im aktuellen Konflikt, bereitgestellt durch das in Berlin

ansässige European Centre for Constitutional and Human Rights.

https://www.ecchr.eu/fall/voelkerrecht-unter-beschuss/
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Jan Schmid (KV Berlin-Tempelhof/Schöneberg); Christoph Lurz (KV Bamberg-Stadt); Manuel Carrasco

Molina (KV Düren); Riley Dresen (KV Mannheim); Zohra Mojadeddi (KV Hamburg-Wandsbek);

Claudia Laux (KV Coburg-Land); Christoph Lorenz (KV Berlin-Steglitz/Zehlendorf); Johannes Mihram

(KV Berlin-Mitte); Timm Schulze (KV Bamberg-Stadt); Constantin Heinold (KV Coburg-Stadt); Ocean

Renner (KV Nordfriesland); Lukas Wölfert (KV Coburg-Stadt); Clara Eichinger (KV Aachen); Michael

Hoffmeier (KV Eichsfeld); Johannes Rückerl (KV Regensburg-Stadt); Elwen Jörns (KV Jena); Sigrid

Frings (KV Düren); Markus Schopp (KV Berlin-Mitte); Manuel Mandler (KV Düsseldorf); sowie 43

weitere Antragsteller*innen, die online auf Antragsgrün eingesehen werden können.
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